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Kleine Anfragen

Bis zum Sitzungsende am Freitag 
hat die Regierung insgesamt 
26 Kleine Anfragen der Abgeord­
neten zu folgenden Themen zu 
beantworten:

Thomas Lageder (FL)
• Busbevorzugung Rheindenkmal 

Schaan

Gunilla Marxer-Kranz (VU)
• Budget und Schuldenberatung

Daniel Oehry (FBP)
• LIEmobil-Ausschreibung
• Sicherung Strassenraum 

für Busbevorzugung
• Blockzeiten Plus
• Attraktivität des Kindergarten- 

lehrerberufs

Johannes Hasler(FBP)
• VGH-Urteil betreffend 

Vermietung von Ferienhäusern

Frank Konrad (VU)
• Fragebogen EIOPA in 

englischer Sprache
• Zahlungsziel Landeskasse

Elfried Hasler(FBP)
• Massenfischsterben infolge 

Trockenheit und Biberdamm

Eugen Nägele (FBP)
• Sozialdetektive

Mario Wohlwend (VU)
• Gesundheitspolitische 

Gesamtstrategie

Manfred Kaufmann (VU)
• Blockchain in Liechtenstein

Johannes Kaiser (parteifrei)
• Feuerbekämpfung bei Eintreten 

einer akuten Waldbrandhavarie
• Spende von CHF10 Mio. einer 

Liechtensteiner Stiftung an ein 
Onkologie-Zentrum am Spital 
Grabs

• Zu tiefe Tarmed-Taxpunkt- 
Werte im Kanton St. Gallen 
und der Ostschweiz generell

• Ambulant vor stationär
• Neuauflage der Diskussion 

einer gemeinsamen Spital­
planung bzw. Betreibung 
zwischen FL und St. Gallen 
bzw. Grabs

• Blockchain-Gesetzgebungs- 
materie

Susanne Eberle-Strub(FBP)
• Gemähte Wiese auf dem 

Rappenstein
• Waldgesetz

Wendelin Lampert (FBP)
• Erwerbssteuerurteil 2018/009 

des VGH gegen die 
Ärztekammerpräsidentin

Thomas Rehak (Neue)
• Tunnel Gnalp-Steg

Harry Quaderer (DU)
• Medicnova

Erich Hasler (Neue)
• Beurteilung von Stellen­

bewerbern mittels eines 
Assessments

Albert Frick (FBP)
• Abwertung des Lehrberufes

WWW.
Debatte verpasst? Der gestrige 
Landtagstag kann online nach­
gelesen werden unter: 
Vaterland.li/345868

Nicht mehr Geld für die Reisekasse
Abgelehnt Der Nachtragskredit über 80 000 Franken für Aussenministerin Aurelia Frick wurde 

mit 14 Nein-Stimmen abgelehnt. Das Zünglein an der Waage spielten ausgerechnet zwei FBP-Abgeordnete.

Patrik Schädler
pschaedler@medienhaus.li

In der Sitzung vor der Sommer­
pause verabschiedete die Regie­
rungeinen Nachtragskredit über 
80 000 Franken für zusätzliche 
Reise - und Repräsentationskos­
ten für das Aussenministerium. 
Die Begründung fiel knapp aus. 
«Für das Äussere wurden in den 
vergangenen Jahren jeweils zwi­
schen 130 000 und 140 000 
Franken benötigt. Aufgrund des 
ausserordentlichen Arbeitsan­
falls ist im Jahr 2018 mit zusätz- 
lichenAusgabenvonrund80 000 
Franken zu rechnen.»

In der Öffentlichkeit kam der 
Antrag nicht gut an. Und auch im 
Landtagzeigte man sichüber alle 
Parteienhinwegwenigbegeistert 
über die dünne Begründung der 
Regierung für mehr Reisespesen. 
«Die heftige Kritik aus der Bevöl­
kerung ist eine Retourkutsche», 
so der FL-Fraktionssprecher 
Georg Kaufmann. In den Jahren 
des Sparens habe dies vor allem 
der Mittelstand zu spürenbekom­
men. «Nun gilt der Staatshaushalt 
als saniert, aber der Mittelstand 
spürt davon nichts», so Kauf­

mann. Der VU-Abgeordnete 
Christoph Wenaweser erklärte 
ebenfalls, dass sich die Regierung 
in anderen Bereichen, mit dem 
Hinweis auf weiterhin erforder­
liche Massnahmen, schwer mit 
zusätzlichen Ausgaben tue. «Bei 
den Reisespesen der Regierung 
tut man sich mit einer anvisierten 
Budgetüberschreitung von zwölf 
Prozent offensichtlich leichter», 
so Wenaweser. Wennaberder Re­
gierungschef immer von Mass- 
halten spreche, dann sollte gerade 
die Regierung mit gutem B eispiel 
vorangehen. «Masshalten sieht 
anders aus und man ist geneigt, 
der Regierung zu sagen: Es gibt 
keinen Nachtragskredit: «Arran- 
gez vous » - hört auf, den Landtag 
und die Öffentlichkeit mit einem 
Nachtragskredit zu b e schäftigen, 
der am Ende möglicherweise 
nicht oder nur zum Teil konsu­
miert wird und kommt halt ein­
fach mit dem aus, was ihr selbst 
budgetiert habt. Das wäre dann 
vor allem eine Führungsaufgabe 
für den Herrn Regierungschef!»

In der Debatte wurde offen­
sichtlich, dass das Gesamtbudget 
der Regierung für Reise- und Re­
präsentationskosten noch nicht

Trotz Plädoyer für eine «aktive 
Aussenpolitik» nicht erfolg reich: 
Aurelia Frick. Bild:  Archiv

ausgeschöpft ist. Mehrere Abge­
ordnete erwähnten eine vertrau­
liche Aufstellung der Finanzkom­
mission. Oder wie es Christoph 
Wenaweser ausdrückte: «Nun 
scheint der Aussenministerin ihr 
Anteil am Gesamtbudget der Re­
gierung nicht zu reichen und die 
übrigen Regierungsmitglieder 
scheinen im Gegenzug nicht ge­

willt oder in der Lage zu sein, ihr 
vom eigenen Budgetanteil etwas 
abzugeben.»

Diese Erkenntnis führte dazu, 
dass der parteifreie Johannes Kai­
ser den Antrag stellte, den Nach­
tragskredit an die Regierung zu­
rückzuweisen und ihn im Novem- 
bernochmalszu stellen. Dann sei 
klar, wie viel Geld gesamthaft feh­
le. Dieser Vorstoss fand aber am 
Ende keine Mehrheit.

«Meine Reisen haben 
keinen Selbstzweck»

Obwohl in der Diskussion die Not- 
wendigkeit der Reise tätigkeit der 
Regierung nie in Frage gestellt 
wurde, versuchte Aussenminis­
terin Aurelia Frick in ihrem Votum 
den Kredit zu einer aussenpoliti- 
schen Grundsatzfrage zu ma­
chen. Sie appellierte an die Abge­
ordneten, die Relation zu wahren. 
Im Kerndrehe sichdoch die Frage 
darum, was Liechtenstein mit ei­
ner aktiven Aussenpolitik errei­
chen könne. «Meine Reisen ha­
ben keinen Selbstzweck», so 
Frick. «Wirkonzentrierenunsauf 
die wichtigsten Themen zum 
Wohle unseres Landes und der 
Bevölkerung. Für alles andere ha­

ben wir kein Geld» Sie sei der 
Überzeugung, dass die aktive 
Aussenpolitik der letzten vierzig 
Jahre den Wohlstand von heute 
ermöglichthabe. «Ichmöchtemir 
deshalb nie vorwerfen lassen, 
dass ich eine zu passive Aussen­
politik gemacht habe», so Frick.

Der VU-Fraktionssprecher 
Günter Vogt erklärte nach dem 
Votum der Aussenministerin: 
«Mir geht es nicht um den Betrag 
und schon gar nicht um die Beur­
teilung ihrer Arbeit in der Aussen­
politik. Mir geht es um die Bud­
getkompetenz.» Auf die Frage 
mehrerer Abgeordneten, aufwei­
che Reisen verzichtet werden 
müsste, wenn der Landtag den 
Kredit nicht spreche, erklärte die 
Aussenministerin: «Daskannich 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht sa­
gen. Dies würde einer vertieften 
Analyse bedürfen.» Diese steht 
nun an. Der Landtag lehnte den 
Zustupf in die Reisekasse mit
14 Nein-Stimmen ab. Dabei ga­
ben ausgerechnet die Stimmen 
der FBP-Abgeordneten Johannes 
Haslerund Daniel Seger den Aus­
schlag. Somit dürfte das Thema 
auch parteiintern weiterhin zu Re - 
den geben.

Repression kann bisweilen am Ziel vorbeischiessen
Hanf Die Antworten der Regierung auf die FL-Interpellation zum Umgang mit Cannabis zogen kaum Voten 

nach sich. Eine erleichterte Nutzung zu medizinischen Zwecken hätte bei den Abgeordneten wohl gute Chancen.

Wer in Liechtenstein Cannabis 
mit einemTHC-Gehaltvon min­
destens einem Prozent konsu­
miert, anbaut, lagert, befördert, 
besitzt oder kauft und dabei er­
tappt wird, darf sich auf eine 
Strafanzeige der Staatsanwalt­
schaft einstellen. Eine solche auf 
Repression setzende Drogenpo­
litik war einst global das Mittel 
der Wahl. Längst erfährt sie ab er 
viel Widerspruch und wurde 
mancherorts auch schon durch 
einen veränderten, die straf­
rechtliche Verfolgung beschrän­
kenden Umgang mit der soge­
nannten «weichen» Droge abge­
löst. Vor diesem Hintergrund for­
mulierten die drei FL-Abgeord- 
neten Georg Kaufmann, Thomas 
Lageder und Patrick Risch eine 
Interpellation, die sich anhand

von zehn Fragen mit Liechten­
steins (künftigem) Umgang mit 
Cannabis befasst. Gestern wur­
den im Landtag die Antworten 
der Regierung darauf erörtert. 
Wobei eine grosse Diskussion 
ausblieb.

Nicht hinter der 
Schweiz verstecken

Georg Kaufmann setzte ange­
sichts von Studien, wonach ein 
Drittel der 15-bis 16-Jährigen be­
reits in Kontakt mit Cannabis ge­
kommen sei, zumindest ein Fra­
ge Zeichen hinter den Erfolg einer 
repressiven Linie. Im Zuge des­
sen sprach er auch die in der 
Schweiz seit 2013 bestehende 
Möglichkeit an, Erwachsene, die 
mit maximal zehn Gramm Can­
nabis für den Eigengebrauch an-

gehalten werden, mit einer Ord­
nungsbusse statt einer Strafan­
zeige zu belegen. «Bei einer all­
fälligen Übernahme wären wir 
im Gleichschritt mit dem Nach­
barn und weit weg von einer Kif­
ferhochburg im Rheintal.» Im 
Bezug auf den Konsum von Can­
nabis zu medizinischen Zwecken 
bemängelte Kaufmann, dass sich 
Liechtenstein hinter der Schweiz 
verstecke statt selbst aktiv zu 
werden.

Mauro Pedrazzini seinerseits 
betonte, dass bei der Frage nach 
dem Umgang mit Cannabis 
grundsätzlich mehrere Katego­
rien zu unterscheiden sind - wo - 
raus sich auch unterschiedliche 
Massnahmen ergeben. Bei ju­
gendlichen Konsumenten und 
Erwachsenenmitübermässigem

Konsum müsse der Staat weiter­
hin eine repressive Politik verfol­
gen, weil die Schäden für die Be­
troffenen sehr gross seien. Zumal 
das heutige Cannabis eine deut­
lich höhere THC-Konzentratio- 
nen aufweise, wie er einer Aus­
sage von Landtags-Vizepräsiden­
tin Gunilla Marxer-Kranz (VU) 
zustimmte.

Im Falle der medizinischen 
Anwendung von Hanf mit einem 
THC-Gehaltvonmindestensei- 
nemProzentverwieserdagegen 
auf den Auftrag des Schweizer 
Bundesrats an das Eidgenössi­
sche Departement des Innern, 
den Zugang zu Medizinalcanna­
bis mittels Gesetzesanpassung 
zu erleichtern. «Ich denke, in der 
Schweiz geschieht hier etwas, 
und wir werden das parallel bei

uns übernehmen.» Damit be­
fand er sich auf einer Wellenlän­
ge mit Susanne Eberle-Strub 
(FBP), welche die «hohen büro­
kratischen Hürden» in diesem 
Bereichbemängelte. Auch Land- 
tags-Vizepräsidentin Gunilla 
Marxer-Kranz (VU) hält den Ein­
satz von Cannabis in bestimmten 
medizinischen Konstellationen 
für «begrüssenswert». Zugleich 
erinnerte sie jedoch daran, dass 
man sich beim Thema Cannabis 
immer im Spannungsfeld zwi­
schen Einstiegsdroge und Arznei 
bewege: «Je nach Blickwinkel 
und moralischen Grundsätzen 
fällt das Urteil über Cannabis und 
dessen Konsum anders aus.»

Oliver Beck
obeck@medienhaus.li

139 Fragen als Hausaufgabe mitgegeben
Landtag Mit fünf weitergeleiteten Interpellationen ist die Regierung die nächsten 

Wochen mehr als bedient. Bis zum Dezember hat sie insgesamt 139 Fragen zu beantworten.

Die Interpellation ist eine schrift­
liche Anfrage an die Regierung, 
die den Landtagsabgeordneten 
als wichtiges Kontrollinstrument 
dient. Die Parlamentarierkönnen 
damit über jeden Gegenstand der 
Landesverwaltung eine schriftli­
che Auskunft verlangen. Und die - 
ses Instrument wird gerne und re - 
ge genutzt. Gleich fünf Interpel­
lationen wurden gestern an die 
Regierung weitergeleitet.

73 Fragen in einer einzigen 
Interpellation

Die erste Interpellation kommt 
von der VU-Fraktion, die wissen 
möchte, wie sich die Situation ein

Jahr nach In-Kraft-Treten des re - 
vidierten Krankenversicherungs­
gesetzes darstellt und welche Kos­
ten eine Ausweitung der Prämi­
enverbilligung zugunsten ein­
kommensschwacher Versicherter 
nach sich ziehen würde. Mit nur
8 Fragen an die Regierung um­
fasst diese Interpellation den 
kleinsten Fragekatalog. Immer­
hin mit 16 Fragen umfasst die 
zweite Interpellation der VU- 
Fraktion, bei der es um die finan­
zielle Situation im Rentenalter 
geht.Kurzgesagtdarum, wie aus­
geprägt Altersarmutin Liechten­
stein ist und wie eine weitere Un- 
terstützungaussehenkönnte. Mit

9 Fragen gelangt schliesslich der 
parteifreie Johannes Kaiser an die 
Regierung und möchte Antwor­
ten rund um die finanzielle Situa­
tion der AHV-Rentner in Liech­
tenstein.

Gantenbein und Pedrazzini 
müssen beantworten

Die längste und umfassendste In­
terpellation stammt von DU- und 
FBP-Abgeordneten und behan­
delt das Thema «Lebensraum 
Wald». Aufgeteilt in sieben ver­
schiedene Bereiche erhält die Re­
gierung 60 F ragen zur Beantwor­
tung, wobei am Schluss auch noch
13 «ergänzende Fragen» gestellt

werden. Als letzte Interpellation 
wurde gestern jene zum Thema 
Krankenkassen und LKV des par­
teifreien Johannes Kaiser an die 
Regierung weitergeleitet. Deren 
Inhalt: 33 Fragen.

Dasisteiniges an Arbeit, wel­
che die Abgeordneten der Regie - 
rung mitgegeben haben. Zuerle­
digen hab en die se H ausaufgab en 
allesamt Regierungsrätin Domi­
nique Gantenbein und Regie­
rungsrat Mauro Pedrazzini, wel­
che die Ministerien Umwelt bzw. 
Gesundheit führen.

DesireeVogt
dvogt@medienhaus.li

Landtag stimmt 
DU-Regelung zu

Neue Fraktion Ohne Diskussion 
und einstimmig befürwortete der 
Landtag die Übergangslösung 
nach der Trennung der Unabhän­
gigen. DieverbleibendenDU-Ab- 
geordneten verlieren den Frakti- 
onsstatus. Dafür sollen die ande - 
ren drei, namentlich Herbert El- 
kuch, Erich Hasler und Thomas 
Rehak, Fraktionsstatus erlangen. 
Das Landtagspräsidium hat für 
sie den Namen «Neue Fraktion» 
bestimmt. Fraktionssprecher 
wird Herbert Elkuch, wie Tho­
mas Rehak gestern im Landtag 
bestätigte. Die Übergangslösung 
wurde nötig, weil der Gesetzge­
ber nie eine solche Situation vo­
rausgesehen hatte und es ent­
sprechende Gesetzeslückengab. 
Diese Lücke soll bald geschlossen 
werden, (ags)
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